
 

 

 
 
 
 

 

Ordentliche Hauptversammlung 2011 
der AIXTRON SE, Herzogenrath 

 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii) 
SE-Verordnung i.V.m. §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
 
Es liegt im Interesse der Gesellschaft, dass sie über eine möglichst umfassende Flexi-
bilität zum schnellen Handeln am Kapitalmarkt verfügt. 
 
Vor diesem Hintergrund schlagen Vorstand und Aufsichtsrat zu Tagesordnungspunkt 
9 der ordentlichen Hauptversammlung am 19. Mai 2011 vor, ein neues Genehmigtes 
Kapital 2011 mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre zu 
schaffen. Der Vorstand hat gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii) SE-Verordnung i.V.m. §§ 
203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des 
Bezugsrechts einen schriftlichen Bericht zu erstatten. 
 
Der vorgeschlagene Beschluss sieht vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Grundkapital bis zum 18. Mai 2016 einmalig oder in Teil-
beträgen mehrmals um bis zu insgesamt EUR 40.471.946,00 gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Stückaktien zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2011). Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. 
Die Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten 
(sog. mittelbares Bezugsrecht). 
 
Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen, um Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugs-
verhältnisses ergeben, auszugleichen. Ferner ist der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats zum Ausschluss des Bezugsrechts ermächtigt, soweit es zum Verwässe-
rungsschutz erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Options- oder Wand-
lungsrechten aus Options- oder Wandelschuldverschreibungen, die von der Gesell-
schaft und/oder deren Tochtergesellschaften ausgegeben wurden oder werden, ein Be-
zugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung 
der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungspflichten zu-
stehen würde. Der Vorstand wird des weiteren ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen bei Kapitalerhöhungen gegen 
Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder zum Erwerb von sonstigen 
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Vermögensgegenständen, wenn die in dem Beschluss sowie nachstehend genannte 
Begrenzung der Anzahl der neuen Aktien beachtet wird. Ein Ausschluss des Bezugs-
rechts ist dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch dann gestattet, wenn 
der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Akti-
en gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetra-
ges durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne des § 203 Abs. 1 und 2, § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG unterschreitet und die in dem Beschluss sowie nachstehend genannte 
Begrenzung der Anzahl der neuen Aktien beachtet wird.  
 
Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist allgemein anerkannt und er-
forderlich, um ein praktikables Bezugsverhältnis darstellen zu können und die techni-
sche Abwicklung durch runde Beträge unter Beibehaltung eines glatten Bezugsver-
hältnisses zu vereinfachen. Dies liegt im Interesse der Gesellschaft. Die als freie Spit-
zen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch 
Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwer-
tet. Der mögliche Verwässerungseffekt und der Eingriff in die Aktionärsrechte sind 
aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat hal-
ten den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich gerechtfertigt 
und gegenüber den Aktionären für angemessen. 
 
Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit es zum 
Verwässerungsschutz erforderlich ist, um auch den Inhabern bzw. Gläubigern von 
künftig zu begebenden Options- oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht 
auf neue Aktien geben zu können, wenn dies die Bedingungen der jeweiligen Schuld-
verschreibung vorsehen. Zur leichteren Platzierbarkeit von Schuldverschreibungen am 
Kapitalmarkt sehen die entsprechenden Ausgabebedingungen im Regelfall einen Ver-
wässerungsschutz vor. Eine Möglichkeit des Verwässerungsschutzes besteht darin, 
dass die Inhaber von Options- oder Wandelschuldverschreibungen bei einer Aktien-
emission, bei der die Aktionäre ein Bezugsrecht haben, ebenfalls ein Bezugsrecht auf 
die neuen Aktien erhalten. Sie werden damit so gestellt, als ob sie von ihrem Options- 
oder Wandlungsrecht bereits Gebrauch gemacht hätten bzw. Wandlungspflichten be-
reits erfüllt worden wären. Da der Verwässerungsschutz in diesem Fall nicht durch ei-
ne Reduzierung des Options- bzw. Wandlungspreises gewährleistet werden muss, lässt 
sich ein höherer Ausgabekurs für die bei Wandlung oder Optionsausübung auszuge-
benden Stückaktien erzielen. Dieses Vorgehen ist jedoch nur möglich, wenn das Be-
zugsrecht der Aktionäre insoweit ausgeschlossen wird. Da die Platzierung von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. Wandlungs-
pflichten bei Gewährung eines entsprechenden Verwässerungsschutzes erleichtert 
wird, dient der Bezugsrechtsausschluss dem Interesse der Aktionäre an einer optima-
len Finanzstruktur ihrer Gesellschaft. 
 
Der Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Ge-
währung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen an Unternehmen oder zum Erwerb von sonstigen Vermögensgegenstän-
den ermöglicht es dem Vorstand, in einem geeigneten Fall ein Unternehmen, einen 
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Unternehmensteil, eine Beteiligung an einem Unternehmen oder sonstige Vermögens-
gegenstände gegen Überlassung von Aktien erwerben zu können. Der internationale 
Wettbewerb verlangt zunehmend auch diese Form der Akquisitionsfinanzierung. Das 
erklärte Ziel der Gesellschaft ist es, ihre technologie- und marktführende Stellung in 
der nächsten Entwicklungsphase dieses Markts und darüber hinaus zu verteidigen. In 
Zukunft sind kürzere Produkt-Lebenszyklen der Systeme als bisher sowie neuer und 
verschärfter Wettbewerb zu erwarten. Die Gesellschaft muss deshalb in der Lage sein, 
flexibel zu agieren und ihre Wachstumsstrategie nötigenfalls durch Akquisition zu si-
chern. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft daher den notwendigen 
Handlungsspielraum geben, um auf nationalen oder internationalen Märkten rasch und 
flexibel auf vorteilhafte Erwerbsangebote bzw. Gelegenheiten zum Erwerb geeigneter 
Vermögensgegenstände zu reagieren, falls der Erwerb zur Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit der Gesellschaft zweckmäßig erscheint oder sonst im Interesse der Gesell-
schaft liegt. Dabei kann es je nach der Größenordnung eines solchen Erwerbs und den 
Erwartungen des jeweiligen Verkäufers zweckmäßig oder erforderlich sein, die Ge-
genleistung durch Aktien der Gesellschaft zu erbringen. Ist der Verkäufer aus steuerli-
chen oder sonstigen Gründen als Gegenleistung eher an dem Erwerb von Aktien an 
der Gesellschaft als an einer Bargeldleistung interessiert, stärkt die hier vorgesehene 
Möglichkeit zudem die Verhandlungsposition der Gesellschaft. Ebenso kann es auf-
grund einer besonderen Interessenlage der Gesellschaft geboten sein, dem Verkäufer 
neue Aktien als Gegenleistung anzubieten, wodurch die Eigenkapitalbasis der Gesell-
schaft gestärkt würde. In all diesen Fällen ist der Ausschluss des Bezugsrechtes der 
Aktionäre notwendige Voraussetzung. Sollen in einer Erwerbssituation neue Aktien 
zur Akquisitionsfinanzierung ausgegeben werden, muss dies angesichts der meist 
komplexen Transaktionsstrukturen und der Wettbewerbssituation gegenüber anderen 
Erwerbsinteressenten in aller Regel kurzfristig erfolgen. Dies setzt die Möglichkeit der 
Ausnutzung eines bestehenden genehmigten Kapitals mit einer entsprechenden Er-
mächtigung zum Bezugsrechtsausschluss voraus. Die vorgesehene Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts schafft somit die Voraussetzung für den Vorstand, bei 
einer sich bietenden Gelegenheit schnell und flexibel mit Zustimmung des Aufsichts-
rats agieren und als Akquisitionswährung Aktien der Gesellschaft einsetzen zu kön-
nen, die durch die vollständige oder teilweise Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2011 geschaffen werden. Vorstand und Aufsichtsrat werden bei der Festlegung des 
Umrechnungsverhältnisses bzw. des Ausgabepreises der unter Bezugsrechtsausschluss 
ausgegebenen Aktien sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen ge-
wahrt und die neuen Aktien nicht zu einem unangemessen niedrigen Wert ausgegeben 
werden.  
 
Der Vorstand soll schließlich ermächtigt werden, bei Barkapitalerhöhungen das ge-
setzliche Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschlie-
ßen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG den 
Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Hier-
durch wird es der Verwaltung ermöglicht, die neuen Aktien zeitnah und zu einem bör-
senkursnahen Preis, also ohne den bei Bezugsrechtsemissionen im Regelfall erforder-
lichen Abschlag, zu platzieren. Ein erheblicher Grund hierfür ist, dass eine Platzierung 
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ohne gesetzliche Bezugsfrist unmittelbar nach Festsetzung des Ausgabebetrags erfol-
gen kann und somit beim Ausgabebetrag kein Kursänderungsrisiko für den Zeitraum 
einer Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. Hierdurch kann somit im Ergebnis ein 
höherer Emissionserlös erzielt werden, was den Interessen der Gesellschaft dient. Bei 
Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den Abschlag so niedrig bemessen, 
wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen 
möglich ist. Der Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung des Ge-
nehmigten Kapitals 2011 wird jedoch keinesfalls mehr als 5 Prozent des aktuellen 
Börsenpreises betragen. Die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 10 
Prozent des Grundkapitals überschreiten. Durch diese Vorgaben wird gemäß der ge-
setzlichen Regelung das Schutzbedürfnis der Aktionäre vor einer Verwässerung ihres 
Anteilsbesitzes berücksichtigt. Jeder Aktionär hat aufgrund des börsenkursnahen Aus-
gabekurses der neuen Aktien und aufgrund der größenmäßigen Begrenzung der be-
zugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die Möglichkeit, die zur Aufrechter-
haltung seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen 
über die Börse zu erwerben. Auf die Begrenzung auf 10 Prozent des Grundkapitals 
sind Aktien anzurechnen, sofern diese während der Laufzeit dieser Ermächtigung un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder verwendet werden. Ferner sind auf die Be-
grenzung auf 10 Prozent des Grundkapitals diejenigen Aktien anzurechnen, die zur 
Bedienung von Bezugsrechten aus Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
ausgegeben werden oder auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen nach Er-
teilung dieser Ermächtigung aufgrund einer zum Zeitpunkt der Erteilung dieser Er-
mächtigung geltenden Ermächtigung oder einer an deren Stelle tretenden Ermächti-
gung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 
des Bezugsrechtes ausgegeben werden. Auch hierdurch wird sichergestellt, dass in 
Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die 
Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre bei einer Ausnutzung des Ge-
nehmigten Kapitals 2011 unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt 
werden, während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungs-
spielräume eröffnet werden. 
 
Zum Schutz der Aktionäre ist diese Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre insoweit beschränkt, als nach Ausübung der 
Ermächtigung – ohne Berücksichtigung von Aktien die unter Bezugsrechtsausschluss 
zum Ausgleich von Spitzenbeträgen und/oder als Verwässerungsschutz zugunsten von 
Inhabern bzw. Gläubigern von Options- oder Wandlungsrechten aus Options- oder 
Wandelschuldverschreibungen ausgegeben werden – die Summe der unter diesem Ge-
nehmigten Kapital 2011 unter Ausschluss des Bezugsrechts auszugebenden Aktien 
20 Prozent des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung bzw. – falls 
dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung beste-
henden Grundkapitals nicht übersteigen darf. Auf diese 20-Prozent-Grenze sind auch 
solche Aktien anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss unter einem anderen ge-
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nehmigten Kapital und/oder unter dem Bedingten Kapital I 2007 (§ 4 Ziffer 2.4 der 
Satzung der AIXTRON SE) oder eines an dessen Stelle tretenden bedingten Kapitals 
zur Gewährung von Umtausch- oder Bezugsrechten an Gläubiger von Options- oder 
Wandelschuldverschreibungen ausgegeben werden.  
 
Bei Abwägung aller dieser Umstände ist die Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss in den umschriebenen Grenzen im Interesse der Gesellschaft geboten. Die In-
teressen der Aktionäre werden insgesamt durch die Ermächtigung des Bezugs-
rechtsausschlusses nicht unangemessen beeinträchtigt. Der Vorstand wird in jedem 
Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung 
dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vor-
stands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre 
liegt und verhältnismäßig ist.  
 
Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2011 berichten. 
 

Herzogenrath, im April 2011 

 

AIXTRON SE 

– Der Vorstand – 

 

                         

                       

   Paul Hyland  Wolfgang Breme 

 

 

   Dr. Bernd Schulte   

 


